
Begründung: 
Auf Betreiben von GRÜNEN und CDU im Kreistag wurde im Sozialbereich ein Hilfeplansystem 
(Casemanagement) eingeführt, damit ältere Menschen länger in ihrer eigenen Häuslichkeit 
verbleiben können. Über die positiven Resonanzen und auch über die finanziellen Einsparungen 
wird im zuständigen Fachausschuss regelmäßig berichtet und diskutiert.  
Auch in der Jugendhilfe ist das Hilfeplanverfahren eine eingeübte und bewährte Methode, um 
die notwendigen Bedarfe umfassend ermitteln zu können.  
 
Die Entwicklung der Eingliederungshilfe behinderter Kinder und Jugendlicher ist gekennzeichnet 
durch steigende Fallzahlen, komplexere Fälle und - daraus resultierend - erhöhte Kosten. 
 
Ausweislich der Haushaltspläne betrugen die Kosten für Eingliederungshilfen in den Jahren 

- 2010: 4,0 Mio. € 
- 2012: 4,2 Mio. € 
- 2014: 7,2 Mio. €;  

für 2015 gehen die Planungen von 9,9 Mio. € und für 2016 von 10,5 Mio. € aus. 
 
Vor allem die Komplexität der Fälle erfordert es, auch die Hilfen in diesem Bereich einer 
umfassenderen Betrachtung zuzuführen. Diese umfassendere Betrachtung soll im Rahmen 
einer Hilfeplanung erfolgen, bei der die maßgeblichen Akteure ihre Unterstützungen in einem 
strukturierten Verfahren aufeinander abstimmen. 
 
Auf diese Weise soll sowohl den Bedürfnissen der Betroffenen Rechnung getragen werden, als 
auch versucht werden, den Kostenanstieg abzufedern. Es wird angeregt, zunächst mit einem 
Teilbereich zu beginnen und in dem zuständigen Ausschuss für Inklusion und Gesundheit über 
die Erfahrungen zu berichten. Finanziert werden soll die personelle Verstärkung aus den 
Finanzmitteln, die der Bund aus dem Bildungs- und Teilhabepaket erstattet hat. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
gez. 
Dr. Torsten Bieber     Ingo Steiner 
Jörg Erich Haselier     Reiner Albrecht 
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